
alliierten Besatzungsmächten Vorbehalten. Nun sind 
aber die westalliierten Besatzungsmächte tatsächlich 
auch die Hauptsignatare des Ruhrstatuts. Das hat die 
Regierung Adenauer offenbar dazu geführt, die Art. 9 
und 31 des Ruhrstatuts als eine Sonderermächtigung zu 
deuten, die ihr die völkerrechtliche Vertretungsmacht 
Westdeutschlands für diesen besonderen Rail überträgt.

Eine Ermächtigung zur Ausübung der auswärtigen 
Gewalt in einem ganz konkreten Einzelfall ist aber 
scharf zu trennen von der innerstaatlichen Vollmacht, 
für Westdeutschland zu handeln und es stellvertretend 
zu verpflichten. Eine Vollmacht kann immer nur von 
dem gegeben werden, der durch die Vollmacht ver­
pflichtet werden soll. Ein Bevollmächtigter, der seine 
Ermächtigung nur von demjenigen bezieht, dem gegen­
über er eine Verpflichtung übernimmt, handelt immer 
ohne rechtliche Wirkung für den Vertretenen. Wenn also 
die Regierung Adenauer ihre Vollmacht nur aus einer 
Ermächtigung durch das Ruhrstatut ableitet, dann han­
delte sie ohne innerstaatliches Mandat und damit ohne 
rechtliche Folgen für Westdeutschland. Das Völkerrecht 
anerkennt nur solche Verpflichtungen, die ihre Recht­
mäßigkeit aus der innerstaatlichen Gewalt ableiten.

Wenn also die Regierung Adenauer die Art. 9 und 31 
des Ruhrstatuts als eine Sonderermächtigung zur Aus­
übung der a u s w ä r t i g e n  G e w a l t  Westdeutsch­
lands aufgefaßt hat, dann durfte sie von dieser Ermäch­
tigung nur im Rahmen ihrer konstitutionellen Voll­
macht Gebrauch machen. Die Gültigkeit jeder zwischen­
staatlichen Erklärung hat nach allgemein gültigem 
Völkerrecht zur Voraussetzung, daß das die Verpflich­
tung aussprechende Organ im Rahmen der konstitutio­
nellen Vollmacht handelt und nur eine Erklärung ab­
gibt, die in der konstitutionell vorgeschriebenen Form 
zustande gekommen ist. Die Regierung Adenauer mußte 
sich also bewußt sein, daß sie als westdeutsches Organ 
die westdeutsche Bevölkerung nur dann stellvertretend 
verpflichten konnte, wenn sie mit parlamentarischer 
Zustimmung und damit mit innerstaatlicher Vollmacht 
handelte. Nach Art. 59 des Bonner Grundgesetzes be­
dürfen alle Verträge, „welche die politischen Beziehun­
gen des Bundes regeln, der Zustimmung und Mitwir­
kung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes“. 
Von diesem modernen Verfassungsgrundsatz, der die 
Gestaltung des politischen Lebens zur Schicksalsent­
scheidung des ganzen Volkes erhebt, macht auch das 
Bonner Grundgesetz eine Ausnahme nur für reine Ver­
waltungsabkommen. Das Ruhrstatut, dieser größte, 
einschneidendste und folgenschwerste politische Akt, 
der eine grundsätzliche Unterwerfung unter die welt­
politische Konzeption des anglo-amerikanischen Blockes 
in sich schließt und in seinen Auswirkungen die bedroh­
lichsten Perspektiven eröffnet, ist für das deutsche Volk 
eine Schicksals- und Entscheidungsfrage von ganz un­
gewöhnlicher Tragweite und mit unübersehbaren Fol­
gen und schon deshalb niemals ein reiner Verwaltungs­
akt. Das hat unausweichlich zur Folge, daß die Regie­
rung Adenauer ihren Beitritt zum Ruhrstatut rechts­
wirksam nur nach Erteilung der innerstaatlichen Legiti­
mation erklären konnte, also nach Zustimmung durch 
Bundestag und Bundesrat in der Form eines Bundes­
gesetzes.

Die Regierung Adenauer hat demnach infolge der 
Nichteinhaltung der konstitutionell vorgeschriebenen 
Form ihren Beitritt ohne innerstaatliche Vollmacht er­
klärt. Sie kann daher für ihre Erklärung weder völker­
rechtliche noch staatsrechtliche Wirkung beanspruchen. 
Sie kann sich auch nicht damit rechtfertigen, daß sie 
ihre Erklärung auf Grund einer einseitigen Ermäch­
tigung durch das Ruhrstatut abgegeben habe. Denn 
dann handelte sie nicht mehr als deutsches Organ und 
nicht mehr für die westdeutsche Bevölkerung. Dann 
handelte sie als Organ der Besatzungsmacht, und ihre 
Beitrittserklärung bleibt dann erst recht ohne inner­
staatliche und auch ohne völkerrechtliche Bedeutung.

Das Ruhrstatut behält also trotz der Beitrittserklä­
rung der Regierung Adenauer seinen Charakter als 
einseitiges Okkupationsedikt. Die Beitrittserklärung 
verschafft ihm nur scheinbar zweiseitigen Charakter. Sie 
macht das Ruhrstatut nicht zu einem völkerrechtlichen 
Abkommen und ändert nichts an der Tatsache, daß das 
Ruhrstatut für Westdeutschland nur kraft der ein­
seitigen Okkupationsgewalt in Geltung steht.

Die Beitrittserklärung der Regierung Adenauer waf 
also nur möglich durch einen eigenwilligen, respekt­
losen Mißbrauch des Bonner Grundgesetzes, durch eine 
selbstherrliche Erhebung über das fundamentalste 
demokratische Recht des Volkes, Schicksalsentschei­
dungen selbst zu treffen. Eine Demokratie muß aber 
ihren Sinn und eine Volksvertretung ihre Daseins­
berechtigung verlieren, wenn eine Regierung in der 
lebenswichtigsten und folgenschwersten Entscheidung 
die parlamentarische Vertretung in die Machtlosigkeit 
hinabstößt und die gewählten Abgeordneten nur noch 
als Statisten und nicht mehr als die Träger der politi­
schen Verantwortung und des politischen Willens des 
Volkes behandelt.

Gegen eine solche autokratische Erhebung einer Re­
gierung über ihre innerstaatliche Vollmacht mußte sich 
der Bonner Bundestag spontan und für die ganze Welt­
öffentlichkeit vernehmlich erheben. Durch sein Schwei­
gen hat er gezeigt, daß er nicht die demokratische und 
moralische Kraft besitzt, die Interessen und die Rechte 
der westdeutschen Bevölkerung wahrzunehmen, und 
nicht die Macht hat, die Auslieferung der westdeutschen 
Bevölkerung an eine unkontrollierte und niemand 
verantwortliche Autokratie eines Ministerkabinetts 
aufzuhalten und damit das höchste demokratische Man­
dat zu erfüllen. Die ganze scheinkonstitutionelle Tra­
gödie der Bonner Regierungsgewalt offenbarte sich in 
der grotesken Tatsache, daß Adenauer am 24. November 
1949 in der Nachmittagssitzung des Bonner Bundestages 
behaupten konnte, seine Verhandlungen mit den hohen 
Kommissaren über den Beitritt zum Ruhrstatut seien 
„in einem guten Klima, in einer guten Atmosphäre 
verlaufen, ohne daß irgendein Druck auf ihn ausgeübt 
wurde“, um schon in der Nachtsitzung des gleichen Tages 
überraschend einzugestehen, daß der englische General 
Robertson ihm ultimativ gedroht habe, die Demontagen 
bis ans Ende durchzuführen, wenn er nicht den Beitritt 
zum Ruhrstatut vollziehe. Deutlicher konnte man nicht 
mehr enthüllen, wie im Bonner Machtbereich politische 
und militärische Interessen der Atlantikpaktstaaten 
den Ausschlag geben und die Regierung Adenauer ver­
anlassen, sich als Organ im Machtmechanismus der Be­
satzungsgewalt über den Volkswillen zu erheben.

Nach allgemeinem Völkerrecht ist die westdeutsche 
Beitrittserklärung zum Ruhrstatut aber nicht nur auf 
seiten der Regierung Adenauer, sondern auch auf seiten 
der Signatare des Ruhrstatuts ganz eindeutig ein 
Rechtsbruch. Die Signatarmächte des Ruhrstatuts, die 
zu einem von ihnen einseitig in Kraft gesetzten Ab­
kommen die Beitrittserklärung eines Regierungschefs 
entgegennehmen, die ohne parlamentarische Legitima­
tion und im Widerspruch zur konstitutionellen Willens­
bildung zustande gekommen ist, handeln damit im 
Gegensatz zur allgemeinen und zu ihrer eigenen Ver­
fassungspraxis. Auch in der Verfassungspraxis der 
westalliierten Signatarmächte des Ruhrstatuts ist'es ein 
selbstverständliches Lebensgesetz, daß jede internatio­
nale Verpflichtung nur in der konstitutionell vorge­
sehenen Form rechtsverbindlich zustande kommt. Bei 
der lebenswichtigen Entscheidung über den Beitritt zum 
Ruhrstatut, das den ganzen Kraftstrom des deutschen 
Volkes bedroht, hatte die Bonner Regierung überhaupt 
kein demokratisches Mandat. Sie handelte als falsus 
procurator und daher nicht einmal stellvertretend für 
einen Teil der deutschen Nation. Ja, sie bemühte sich 
noch nicht einmal um den Anschein einer innerstaat­
lichen Legitimation und verletzte damit die elementar­
sten Grundlagen jeder demokratischen Verfassungs­
praxis. Wenn die Signatarmächte des Ruhrstatuts den 
Beitritt der Regierung Adenauer trotzdem entgegen­
genommen haben, dann haben sie sich in Widerspruch 
zum allgemeinen Völkerrecht gesetzt und sich auf eine 
Erklärung gestützt, die nach zahlreichen völkerrecht­
lichen Präjudizien weder eine innerstaatliche noch eine 
völkerrechtliche Wirkung auszulösen vermag.

Die Beitrittserklärung der Regierung Adenauer ist 
daher unter allen Umständen wirkungslos, ganz gleich­
gültig, ob sie freiwillig oder ultimativ erfolgte. In 
beiden Fällen sind die völkerrechtlichen, die staats­
rechtlichen und die politischen Folgen die gleichen. Hat 
die Regierung Adenauer als innerstaatliches Organ ge­
handelt, dann hat sie als Repräsentant ohne parlamen­
tarische Vollmacht und damit ohne innerstaatliche Legi-
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